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Nachdem bekannt
wurde, dass man bei
einem Treffen von
rechts- bis rechtsex-
trem positionierten

Politikern und Aktivisten gehei-
me Pläne zur Deportation von
Millionen Migranten wälzte, kam
es zu besorgten Kommentaren
in den Medien und zu Massen-
demonstrationen für die Demo-
kratie.

Herwig Hösele war einst Präsi-
dent des Bundesrats und damit
einer der Spitzenvertreter des
heimischen Parlamentarismus.
Er muss also wissen, wovon er
spricht, wenn er in einem Komm-
mentar im Kurier vom 5.2.2024
“das westliche Modell von Libe-
ralismus, parlamentarischer
Demokratie, Rechtsstaat, Markt-
wirtschaft und Sozialversiche-
rung, Pluralismus und Individua-
lismus” in Gefahr sieht. Es werde
bedroht “von der autoritären Her-
ausforderung durch China und
Russland …, aber auch von
populistischen Bewegungen
rechts und links außen in den
europäischen Gesellschaften”.

Nach Aufzählung dieser äußeren
Feinde fragt Hösele, “welche
Herausforderungen … sich den
liberalen Demokratien im Inne-
ren” stellen. Dabei fällt ihm als
erstes “das Thema Migration”
ein. Es “hat das Potential in ganz
Europa antiliberale Parteien an

die Macht zu bringen“. Aber die
Migration ist in seinen Augen
“beileibe nicht das einzige Pro-
blem, welches geeignet ist, das
Vertrauen in die Regierenden zu
untergraben”. Ergänzend nennt
er “ideologiegetriebene Klimapo-
litik, Corona-Maßnahmen, Korr-
ruption, als bürgerfern und abge-
hoben empfundene EU Politik”
und schließlich auch noch “Fake
News, künstliche Intelligenz, Bla-
senbildungen und Verschwö-
rungstheorien”.

Damit hat Hösele bereits alle ihn
umtreibenden Sorgen genannt,
und dieses rasche Ende seiner
Ursachensuche stimmt nun den
Leser seines Kommentars erst
so richtig sorgenvoll. Es zeigt
nämlich, dass bei der Elite unse-
res politischen Systems keinerlei
Verständnis dafür vorhanden ist,
woran dieses System wirklich
krankt und was (wenn die Dinge
weiterhin so laufen, wie es der-
zeit aussieht) seinen Untergang
herbeiführen könnte.

Auf einen kurzen Nenner
gebracht besteht jenes Grund-
problem der liberalen Demokra-
tien in ihrer Selbstbeschränkung
auf die Rolle eines Erfüllungs-
gehilfen unserer letztlich des-
truktiven, weil nur vom Profitstre-
ben getriebenen Wirtschaft.

Die bereitwillige Unterordnung
der Politik unter die kapitalisti-

Sicherheitsfrage
“Der Frieden ist nicht alles, aber alles
ist ohne den Frieden nichts.”
Willy Brandt, SPD-Kanzler, 
November 1981
“Ohne Sicherheit ist alles andere
nichts.”
Olaf Scholz, SPD-Kanzler, 
Februar 2024

Definitionsfrage
“Ein Panzer zeichnet sich durch
Feuerkraft, Geschwindigkeit und
Panzerung aus. Dadurch kann er den
Kampf mit anderen Panzern führen.
Der Pandur ist ein gepanzertes
Fahrzeug, das dafür geschaffen ist,
Soldaten geschützt ins Gefecht zu
bringen. Es ist kein Panzer.”
Oberst Michael Bauer, Sprecher des
Verteidigungsministeriums, auf TwiX

Abschreckungsfrage
“Die Diskussion über europäische
Atomwaffen halte ich für legitim
angesichts der konfrontativen Haltung
Russlands. Wenn die Europäer auf
Augenhöhe mit anderen Mächten
agieren wollen, müssen sie ihre
Verteidigungsausgaben zudem
deutlich steigern.”
Der österreichische General Robert
Brieger, Chairman of the EU Military
Committee

Geldfrage
100.000 Euro für jeden Häuslbauer.
18.000.000.000 Euro mehr fürs
Bundesheer. Lohnnebenkosten
kürzen.
Die sonst so übliche Frage mit der
Gegenfinanzierung stellen wir jetzt
lieber nicht.

Heute keine Zeit für Fragen
Abmoderation Hans Bürger in der
ORF-Pressestunde mit Werner
Kogler: “Schade, dass es den ‘Club
2’ nicht mehr gibt. Da hätten wir ein
Open-end gehabt und könnten weiter
diskutieren.” 
Werner Kogler: “Das wär’ ein Format
für mich!” 
Bürger: “Ja, für mich auch und für
dich ...” 
Petra Stuiber: “Absolut!”
Und wieso gibts das dann nicht
mehr?

M.Cz.

Fehlendes
Problembewusstsein
Wenn es nach den Extremisten der Mitte geht, haben
Rechtsextremismus und Demokratiekrise natürlich nichts mit
politischer Ökonomie zu tun. 

Von Karl Czasny



sche Ökonomie brachte nur in den
ersten Jahrzehnten nach dem
zweiten Weltkrieg gute Ergebniss-
se für alle Beteiligten. Denn die
vom Krieg angerichteten umfass-
senden Zerstörungen ermöglich-
ten damals ein lang anhaltendes
robustes Wirtschaftswachstum,
das nicht nur die Profite sprudeln
ließ, sondern auch der großen
Masse der Lohnabhängigen einen
gesicherten Anteil an dem von
Jahr zu Jahr verlässlich immer
größer werdenden Kuchen sicher-
te.

Schon in den neunzehnsiebziger
Jahren stieß dieses Wachstums-
modell jedoch an seine Grenzen:
Die vom Krieg zerstörten materiell-
len und sozialen Strukturen waren
wieder aufgebaut, die natürliche
Umwelt zeigte erste irreparable
Schäden und auch die Profite
begannen zu schwächeln. Denn
im Windschatten des jahrzehnte-
lang ungestörten Wachstums hatt-
ten sich Arbeiterparteien und
Gewerkschaften so starke politi-
sche Positionen in der liberalen
Demokratie erobert, dass es dem
Kapital nicht mehr möglich war,
ausreichend starken Lohndruck
auf die Beschäftigten auszuüben.

In dieser Situation fand man einen
Ausweg, der zwar die Profite sta-
bilisierte, zugleich aber der libera-
len Demokratie jenen Schlag ver-
setzte, von dem sie sich bis heute
nicht erholte, und an dem sie
womöglich schon bald zugrunde
gehen wird. Der Ausweg hieß
‚Globalisierung‚, und es handelte
sich dabei um ein wahres Wunder-
mittel, das mehrere Fliegen mit
einer Klappe schlug: Erstens
erschloss man sich bei der Verla-
gerung der Produktion in ‚unter-
entwickelte‘ Weltregionen ein rie-
siges Reservoir an unorganisier-
ten und daher extrem billigen
Arbeitskräften. Zweitens konnte
man mit der ständigen Androhung
weiterer Produktionsverlagerun-
gen wieder ordentlich Druck auf
die hiesigen Arbeitskräfte ausü-
ben. Und drittens bot der nun ent-
stehende Weltmarkt unwiderlegli-
che Argumente zum Abbau des in
den wachstumsstarken Nach-

kriegsjahren immer großzügiger
ausgebauten Sozialstaats. Denn
es galt jetzt ‚den Standort‘ wettbe-
werbsfähig zu machen für die
Konkurrenz mit all den kostengün-
stigen neuen Standorten in den
Entwicklungsländern.

Die Ärzte, die dieses Wundermittel
propagierten, waren die neolibera-
len Ökonomen, und ihr Therapie-
vorschlag (“Mehr Markt, weniger
Staat”) klang wie Musik in den
Ohren aller Konsumenten. Denn
er versprach das Himmelreich,
sprich: laufend sinkende Preise
aller Waren. Dass diese Therapie
verheerende Nebenwirkungen
hatte, wurde erst klar, als sie die
öffentlichen Strukturen der
Daseinsvorsorge und das soziale
Sicherheitsnetz bereits schwer
beschädigt hatte. Diese materiell-
len Schäden waren aber nicht ihr
schlimmstes Resultat. Noch ver-
heerender waren ihre Folgen für
das politische System.

Während nämlich die Produktions-
verlagerungen und der damit ver-
knüpfte Wandel der westlichen
Gesellschaften zu kleinteilig struk-
turierten Dienstleistungsökono-
mien die Gewerkschaften ent-
scheidend schwächten, verlor die
große Masse der Lohnabhängigen
das Vertrauen in die ihnen einst
politische Stärke und Orientierung
gebenden Arbeiterparteien. Denn
die waren selbst den Versprechun-
gen des Neoliberalismus auf den
Leim gegangen und wurden nun
von ihren einstigen Mitgliedern
und Sympathisanten als Teil eines
in seiner Gesamtheit gegen sie
gewendeten politischen Systems
erlebt. Eines Systems, zu dessen
Vertretern in den Augen der sich
verraten fühlenden kleinen Männ-
ner und Frauen auch die Medien
und die Wissenschaft zählen.
Hatte doch letztere in unzähligen
Studien die scheinbare sachliche
Notwendigkeit all der ihren
Lebensstandard senkenden
‚Reformen‘ begründet, während
erstere diese ‚Reformen‘ zuerst
getrommelt und dann gefeiert hatt-
ten.

Der Verlust des Vertrauens großer

Teile der Wählerschaft in ihre bis-
herigen Orientierungsgeber und
das gesamte politische System
schuf jenes Vakuum, in das nun
die Rechtspopulisten vorstoßen.
Sie greifen Enttäuschung und
berechtigte Wut breiter Bevölke-
rungsschichten auf und leiten sie
ab in Kanäle wie den Nationa-
lismus und die Fremdenfeindlich-
keit. Das erzeugt zwar Sturm und
Unwetter in den politischen und
sozialen Systemen, ist aber für
das Kapital ungefährlich, rüttelt es
doch nicht an der dienenden
Unterordnung der Politik unter die
profitgesteuerte Ökonomie. Letzt-
lich besorgt damit auch der
Rechtspopulismus die Geschäfte
jener Ökonomie, weil er verhin-
dert, dass sich die gewaltigen, aus
Enttäuschung und Wut gespeisten
politische Energien gegen die
Selbstbeschränkung der Politik
richten.

Die Rechtspopulisten arbeiten mit
ihren Methoden der Ableitung von
Enttäuschung und Wut schon seit
den neunziger Jahren. So richtig
in Fahrt kommen sie aber erst seit
der großen Finanzkrise. Denn nun
erweisen sich sämtliche neolibera-
len Reformen als bloßes Strohfeu-
er, welches das Wachstum und die
Profite nur sehr kurzfristig anhob
und längerfristig bloß zur Zuspit-
zung aller inneren Widersprüche
der kapitalistischen Ökonomie
führte. Nun haben Enttäuschung,
Wut und Orientierungslosigkeit so
breite Wählerschichten erfasst,
dass sich die Rechtspopulisten
anschicken, das Machtzentrum
des politischen Systems zu
erobern. Und sie werden sich
auch in dieser für sie neuen Posi-
tion wieder sehr nützlich für das
Kapital erweisen. Denn nun dürfen
sie dem politischen System jene
autoritären Züge verleihen, welche
die profitgeleitete Ökonomie benö-
tigt, um auch in einem von multi-
plen Krisen geschüttelten Umfeld
an der ihr eigenen Verfahrenslogik
festhalten zu können.

Diese Ökonomie war einst
Geburtshelfer des politische
Systems der liberalen Demokratie,
indem sie die davor herrschenden
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feudalen Strukturen hinwegfegte.
Sie tat dies, weil sie freie Subjekte
als Lohnarbeiter und Konsumen-
ten benötigte. Und sie wird, wie
eine lange Reihe von faschisti-
schen und autoritären Episoden
zeigt, dieses von ihr selbst aus der
Taufe gehobene politische System
jederzeit wieder vorübergehend
suspendieren, womöglich gar
endgültig vernichten, wenn es
seine derzeit wieder einmal etwas
mehr Nationalismus, Aufrüstung
und Überwachungsstaat benöti-
gende Dynamik behindert. Die
Verfechter dieses Systems aber
werden dem so lange keinen
ernsthaften Widerstand entgegen
setzen können, solange sie nicht
begreifen, dass Demokratie dau-
erhaft nur dann überleben kann,
wenn sie ihre Unterordnung unter
die letztlich zerstörerische Ökono-
mie des Profits beendet und sich

selbst der Wirtschaft bemäch-
tigt, um ihr jene Ziele zu setzen,
die von dem durch die Logik des
Profits bestimmten Weltmarkt dra-
matisch verfehlt werden.

Dass dem eingangs zitierten Alt-
präsidenten des Bundesrats solch
letztlich subversives Problembe-
wusstsein fehlt, ist nicht wirklich
schlimm, weil man in Fragen der
Systemtransformation als Präsi-
dent a.D. quasi amtlich mit Blind-
heit geschlagen ist. Wirklich tra-
gisch wäre es jedoch, wenn auch
die gerade entstandene Massen-
bewegung zur Verteidigung der
liberalen Demokratie die Augen
vor den hier skizzierten Zusamm-
menhängen zwischen Politik und
Ökonomie verschlösse. Sie würde
in diesem Fall schon sehr bald
wieder völlig wirkungslos verpuff-
fen.

Anmerkung der Redaktion: Dass Herr
Hösele von der ÖVP ist, versteht sich ange-
sichts seiner Argumentation von selbst.
Allerdings bleibt doch anzumerken, dass es
sich bei diesem Politiker nicht um jemanden
handelt, der lediglich den Job eines
Bundesrats gemacht hat (ehemalige
Bundesratspräsidenten gibt es zuhauf, das
wird man irgendwann automatisch, wenn
man bei der richtigen Landespartei ist, und
bleibt es nur ein halbes Jahr). Nein, Herr
Hösele ist quasi amtlich für die Zukunft die-
ses Landes zuständig, nämlich als Vorsit-
zender des “Zukunftsfonds der Republik
Österreich”. Und er ist “Generalsekretär der
Initiative für Mehrheitswahlrecht und Demo-
kratiereform”. -br-
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Freie
Städte für
Sklaven

Die Remigrationsideen der
extremen Rechten haben eine

lange Vorgeschichte

Da schließt sich eine
Gruppe honoriger
Herren zusammen,
um Menschen mit
dunkler Hautfarbe

zurückzuschicken in ihre
ursprüngliche Heimat, oder zumin-
dest die Heimat ihrer Vorfahren,
oder wenigstens auf deren Konti-
nent, oder zumindest irgendwohin
weit weg. Einfach deswegen, weil
diese Menschen nicht in die Mehr-
heitsgesellschaft zu integrieren
seien. Diese Leute seien ja doch
nur “Förderer gesellschaftlicher
Unruhen”. Dazu organisieren
diese weißen Herren per Kauf
oder Vereinbarung oder einfach
Okkupation ein Stück Land in Afri-

ka. Dort sollen die Dunkelhäutigen
angesiedelt werden. Die Kontrolle
über dieses Gebiet wollen die
Honoratioren aber schon behalten
— auch deswegen, weil die Dun-
kelhäutigen dort als günstige
Arbeiter in der Landwirtschaft und
für die Ausbeutung der reichen
Rohstoffquellen des Kontinents
benötigt werden. Deswegen kann
man denen natürlich nicht so
etwas wie volle Bürger- oder Men-
schenrechte einräumen, weil das
wäre ineffizient und im Übrigen
könnten diese Ungebildeten sich
sowieso nicht selbst verwalten. So
gründet man in diesem neuen
Kolonialgebiet eine Stadt und
nennt sie zu Ehren des gerade
frisch gewählten US-Präsidenten
James Monroe “Monrovia”.

Ja, es geht hier nicht um die
aktuellen Pläne der identitären
Remigrateure, die sich da jüngst in
Potsdam getroffen haben. Es geht
auch nicht um die teilweise schon
realisierten “Charter Cities”, wie
sie heutige honorige Damen und
Herren bevorzugen (siehe akin
3/2024). Und auch nicht um die
schon recht weit gediehenen
Pläne der britischen Tories, Asyl-

werber nach Ruanda abzuschie-
ben. Obwohl: Neu wäre das auch
für die Briten nicht — die schickte
schon Ende des 18. Jahrhundert
Schwarze (hauptsächlich freige-
lassene Sklaven) aus London und
Nova Scotia nach Afrika. Forciert
wurden diese Ansiedlungen nach
dem Verbot des Sklavenhandels
1807 — zum Teil geschah dies
unter Zuhilfenahme ausgerechnet
jener Schiffe, die kurz vorher noch
für den Sklavenhandel benutzt
worden waren. Auch der Zielort
war einer jener, wo sehr viele
Sklaven eingeschifft worden
waren: das heutige Sierra Leone,
gleich neben dem damals noch
“Sklavenküste” genannten Gebiet.
Die Hafenstadt nannte man des-
wegen auch “Freetown” — heute
die Hauptstadt des Landes.

Zurück zu den eingangs
erwähnten Honoratioren. Das war
eine recht bunte Mischung von
Leuten, diese “American Coloniza-
tion Society”, die da ab 1816 frei-
gelassene Sklaven nach — auch
dieser Name ist geheucheltes Pro-
gramm — “Liberia” transportierten.
Denn die einen wollten mit den
Schwarzen Profit in Afrika



machen. Andere waren Sklaven-
halter, die sich vor freien Schwar-
zen fürchteten — das Zitat im
ersten Absatz stammte von einem
von ihnen, dem Politiker und Plan-
tagenbesitzer John Randolph.
Dritte wiederum waren, wie man
das damals verstand, “Philanthro-
pen”, die nur das Beste für die
Schwarzen wollten — allerdings
auch nicht böse gewesen wären,
hätte sich ihr Engagement pekuni-
är gerechnet. Und dann gab es
noch die Missionare, die die Heils-
botschaft Christi auf dem dunklen
Kontinent verbreitet sehen wollten.

Sowohl das Projekt in Sierra
Leone als auch das in Liberia wur-
den natürlich in — unter damali-
gen Umständen eigentlich
erstaunlicher — Eintracht von briti-
scher und US-amerikanischer
Marine “unterstützt”. Und beide
Projekte scheiterten auch sehr
ähnlich: Bald kam es zu Konflikten
zwischen den “Remigrierten” und
der angestammten Bevölkerung.
In Liberia wird der Großteil der
Oberschicht immer noch von den
Nachfahren der damaligen Neuan-
kömmlinge gestellt — eine der
Ursachen des jüngsten Bürger-
kriegs in diesem Land. So wie
eben die meisten Bürgerkriege in
Afrika ihren Urgrund im europäi-
schen, US-amerikanischen und
arabischen Kolonialismus haben.
Bereits 1847 erklärte sich Liberia
für unabhängig. In Sierra Leone
kam es Ende des 19.Jahrhunderts
zum Aufstand, der von den Briten
— die vor allem Abkömmlinge der
Remigrierten als Kanonenfutter
einsetzten — niedergeschlagen
wurde; die Selbständigkeit kam
erst 1961. Der dortige jüngste Bür-
gerkrieg hatte aber auch so eini-
ges mit dem in Liberia zu tun und
auch mit britischen und US-ameri-
kanischen Söldnern. Aber das ist
eine andere Geschichte.

Alles in allem sind die Ideen,
Afrika quasi als “Deponie” für
unerwünschte Personengruppen
zu verwenden, keine neuen und
auch nicht erst ein Andocken am
Naziprojekt in Madagaskar.

(Klammer auf: Wobei vorher

unter anderem sogar Theodor
Herzl die Insel als neue Heimstatt
der Juden überlegenswert fand —
was nur denkbar war, weil Mada-
gaskar damals schon ein von den
Franzosen recht brutal koloniali-
siertes Land war. Weswegen Hitler
dieser Idee auch nahetrat, war
doch nach dem Sieg über Frank-
reich Madagaskar unter der Kon-
trolle des Vichy-Vasallenregimes
stand. Mit Palästina hat es dann
vor allem deswegen geklappt, weil
in dem Gebiet die Briten die Kolo-
nialherren waren, die dort weiße
Verwalter haben wollten. Klammer
zu.)

Das koloniale Ausnutzen der
Ressourcen Afrikas und generell
des Trikonts durch den europäisch
geprägten “Westen” ist sowieso
altbekannt. Heute agieren die
“ehemaligen” Kolonialmächte
immer noch dort so — um Konflik-
te beizulegen, die aber fast immer
aus deren ehemaligen oder eben
doch noch aktuellen wirtschaft-
lichen Interessen resultieren.
Genau so muß man auch das
Gejammer über die Putsche der

letzten Zeit in Westafrika verste-
hen — weil sie dort jetzt rausge-
schmissen werden. Natürlich sind
die heutigen Putschisten keine
antikolonialistischen Menschen-
freunde und sie suchen sich auch
nicht unbedingt die nettesten
neuen internationalen Partner aus.
Aber der Grund, warum der “West-
en” darüber unglücklich ist, ist
wohl eher darin zu suchen, daß
die “westlichen europäischen
Werte” eher Werte sind, die an der
Börse gehandelt werden — die
man sich weder von Afrikanern
noch von Russen oder Chinesen
wegnehmen lassen möchte.

Die Empörung über die “Remi-
grations”-Pläne der extremen
Rechten ist mehr als berechtigt.
Allerdings sollte man deswegen
weder auf die Fluchtursachen ver-
gessen, die oft genug im alten
Kolonialismus liegen, noch auf
den aktuellen Neokolonialismus.
Da reicht die Kritik an den Forde-
rungen einer extrem abgedrehten
Rechten nunmal nicht.

Bernhard Redl

akin Nummer 4 des 51.Jahrgangs 21.Februar 2024... und ...

4

Lernen Sie
Geschichte!

Jetzt wirds chaotisch. Denn ich muß mal wieder ober-
lehrerhaft rumgranteln.

Der Umgang mit der Geschichte ist zum Haa-
reraufen — anscheinend gibt es nur mehr ent-
weder Statements, die mit der Argumentation,
man müsse doch aus der Geschichte lernen,
irgendetwas beweisen wollen, oder die kom-

plett ahistorisch sind; bei manchen fallen diese beiden Dis-
kursführungen sogar in eins. Das passiert sowohl in persön-
lichen Gesprächen, auf Social Media als auch in den Mass-
senmedien. Nachfolgenden Text könnte ich daher eigentlich
alle zwei Wochen schreiben, jedesmal mit neuen Beispielen. 

Das erste habe ich diesmal von jemandem, der sich wohl als
standfesten Antifaschisten versteht. Das akin-Publikum
erinnert sich vielleicht noch daran, daß ich in der letzten Aus-
gabe meinte, daß es wohl verständlich sei, wenn für einen
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UNRWA-Lehrer “die Naqba rele-
vanter sein dürfte als der Holo-
caust”. Dieser Text fand seinen
Weg auch auf die Facebookseite
der KPÖ Wien. Eine Reaktion
dort war: “Wenn jemand die
Naqba mit dem Holocaust ver-
gleicht, hat er aus der Geschichte
nicht das Geringste gelernt bzw.
verstanden. Ich empfinde es als
völlig entbehrlich, diese Begriffe
in einem Satz gegenüberzustellen.
Die Aussage hätte auch ohne
Holocaust funktioniert — ganz
ohne diesen zu verharmlosen.”
Habe ich tatsächlich den Holo-
caust verharmlost? Wohl kaum, es
ist nur so, daß für palästinensi-
sche Kinder der Holocaust völlig
irrelevant ist. Hitler war ja wohl
kein Araber. Die Palästinenser
empfinden die Erzählung des
Holocausts nur als Argumentation
der Besatzer für die Naqba. Also
eben als Mißbrauch der Geschich-
te.

Es war einmal...
Anderes Beispiel: Groß war jetzt
die Empörung darüber, daß ein
US-Interviewer Wladimir Putin
seine Geschichtserzählung so
breit präsentieren ließ. Aber
warum? Zum Teil sicher berech-
tigt und zwar deswegen, weil die
Interviewführung wirklich doch
ein wenig zu lieb war. Vielleicht
meinte Tucker Carlson, Putin
würde sich selbst entlarven, wenn
er ihn reden liesse. Ein Teil der
Kritik an diesem Interview ist
aber völlig verfehlt. Da fallen die
Kommentatoren in die Grube, die
sie sich selbst gegraben haben.
Denn was macht Putin? Er schil-
dert im Großen und Ganzen korr-
rekt die Geschichte des ungefäh-
ren Gebiets der Ukraine seit der
Kiewer Rus. Und wie schon frü-
her fallen die Kommentatoren
darüber her, daß Putins
“Geschichtsstunde” doch völlig

falsch sei — das sind die selben
Kommentatoren, die Geschichts-
erzählungen aus Kiew für viel
relevanter halten. Diese Erzählun-
gen sind zwar ebenfalls zum
Großteil korrekt. Aber was bedeu-
ten sie? Warum ist die Geschichte
so abgelaufen, wie es nunmal
passiert ist und wer hatte welche
Interessen? Da sind die Erzählun-
gen aus Moskau und Kiew halt
sehr unterschiedlich. Das aber
sind keine Fakten, sondern es sind
Interpretationen der Geschichte
und solche Interpretationen sind
politischer Natur und nur selten
welche, die man in einem wissen-
schaftlichen Sinne eindeutig bele-
gen kann. Doch hier wird von bei-
den Seiten versucht, mittels reiner
Geschichtserzählung entweder
die Ukraine als Staat zu legitimie-
ren oder sie zu delegitmieren. 

Dazu kommt das Konzept der
Nationalstaatlichkeit: Wenn die
Ukrainer keine Russen sind, dann
gilt ihr Staat legitim; sind es
Russen, dann nicht. Das ist ein
Konzept aus dem 19.Jahrhundert
und damals war es progressiv und
gegen die feudale Ordnung
gerichtet. Die Folge war aber, daß
staatliche Autoriäten vermeintlich
ethnisch reine Nationen geschaff-
fen haben, um sich selbst als Staat
legitimieren zu können — was
nicht paßt, wird passend gemacht.
Davon können unter anderem die
Südtiroler und die Kärntner Slo-
wenen ein Lied singen. Von dem
Wahnsinn, mit dem man in den
90ern die Zerschlagung Jugosla-
wiens erreicht hat, gar nicht zu
reden. 

Es wird nicht die Frage gestellt,
was denn eine vernünftige Ver-
waltungseinheit mit entsprechen-
den Grenzen wäre, mit der alle
Seiten leben könnten. Denn dann
müßte man die Heiligkeit solcher
Verwaltungseinheiten in Frage

stellen und könnte nicht mehr
kuhäugig auf Nationalfahnen bli-
ckend heroisches Liedgut von
sich geben. Wie formulierte Wer-
ner Kogler in der letzten Presse-
stunde: “Also hat die Ukraine das
Recht, solange zu kämpfen, wie
sie glaubt, das zu sollen.” Was ist
denn das für eine Phantasmago-
rie? Da wird geredet, als wäre die
Ukraine ein lebendes, fühlendes
Wesen, eine fleischgewordene
Allegorie, die sich da mutig in die
Schlacht gegen den ebenso alle-
gorischen russischen Bären
begibt. 

Es wird auch nicht die Frage
gestellt, inwiefern Konflikte in
der Geschichte entstanden sind,
woraus man lernen könnte, wie
diese Konflikte bereinigbar sein
könnten und wo ein Interessens-
ausgleich möglich ist, sondern es
wird versucht, mittels Geschichte
das Existenzrecht eines Staates zu
belegen oder abzusprechen. 

Moralisches
So ist das auch mit dem Völkerr-
recht: Die UNO hat mit ihrer
Gründung in Nachfolge des Zwei-
ten Weltkriegs die existierenden
Grenzen eingefroren — nicht des-
wegen, weil sie irgendwie eine
Berechtigung gehabt hätten, son-
dern weil man Annektionskriege
für Unrecht erklären wollte, um
solche Kriege zu verhindern.
Ebenso hat man jenen Nationen
die Definitionsmacht darüber
gegeben, die am ehesten Auslöser
eines neuen Weltkriegs werden
könnten — den fünf ständigen
Mitgliedern des Weltsicherheits-
rates; auch das nicht deswegen,
weil die moralisch irgendwie
höherstehen würden, sondern
weil man einen direkten Konflikt
zwischen ihnen vermeiden wollte.
Deswegen sind das auch genau
jene fünf Mächte, denen die
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“Internationale Gemeinschaft”
zugesteht, Atomwaffen besitzen
zu dürfen. Hätten die kein Veto-
recht im Weltsicherheitsrat, hätten
wir wohl schon einen Dritten
Weltkrieg. Aber das ist eben ein
erzwungenes, kein moralisches
Recht.

Apropos Völkerrecht: Mit Erstau-
nen entnehme ich den Nachrich-
ten, daß man Israel doch jetzt
dazu überreden möchte, einen
Palästinenserstaat zu akzeptieren.
Dabei wird so getan, als wäre das
eine völlig neue Idee. Da wird
gerade von denjenigen, die sich
immer so sehr auf das Völkerr-
recht versteifen, völlig ausgeblen-
det, daß das Existenzrecht eines
palästinensischen Staates seit
1947 eben geltendes Völkerrecht
ist — beschlossen durch eine UN-
Resolution und von mehreren
weiteren Resolutionen immer
wieder bestätigt, zuletzt im Zuge
der “Roadmap” 2003. Aber weil
israelische Regierungen immer
nur das eigene Existenzrecht aus
den UNO-Resolutionen herausle-
sen, muß man halt so tun, als wäre
das jetzt eine neue Idee.

Goldene Zeiten

Ganz ein anderes Beispiel: Innen-
politische Kommentatoren. Da
lese ich einen Leitartikel unter
dem Titel “Das digitale Gift” von
Gerald Mandlbauer in den Ober-
österreichischen Nachrichten.
Schon beim Untertitel geht mir
das G’impfte auf: “Ein Blick ins
Labor alternativen Medien: Ohne
sie wäre Kickl nicht dort, wo er
steht.” Und im Fließtext kommen
dann so Sachen wie: “300 Jahre
ist die Menschheit mit Aufklärung
gut gefahren. Doch 2024 sind
Vernunft, Moral und Anstand
keine geschützten Zonen mehr,
die Institutionen sind dem Feuer
von Manipulationen ausgesetzt.”

Dann kommen ein paar Beispiele
von tatsächlich völlig jenseitigen
Verschwörungstheorien, um dann
weiter unten wieder bei der Kik-
klpartei zu landen: “Wie es klass-
sischen Nationalliberalen in der
FPÖ damit ergeht, ist eine gute
Frage. Es gibt sie noch, diese
Leute, für die Anstand und Politik
ein enges Paar sind, doch sie hal-
ten sich bedeckt ...”

Ich könnte schreien! Das ist die
perfekte Kombination aus
Geschichtsbeweisversuchen und
Ahistorizität! Im Einzelnen: Die
FPÖ ist von einem dezidierten
und auch als solchen verurteilten
Nazi gegründet worden — das
sind die “klassischen Nationalli-
beralen” in dieser Partei, die da
bemitleidet werden. Haider und
Strache und Kickl wurden auch
nicht von rechten Verschwörungs-
theoretikern hochgepuscht, son-
dern von den Massenmedien —
man sehe sich all die Cover von
profil, NEWS, Wochenpresse,
etcetera an. Die haben mit ihren
auflagensteigernden Mahnungen
und Warnungen nichts als selffull-
filling prophecies betrieben. Und
nichts daraus gelernt: Zuletzt
stellte das profil sogar diesen
Unnötel Martin S. auf sein Cover! 

Was mich natürlich persönlich
aufregt: Als jemand der seit
dreieinhalb Jahrzehnten für ein
Alternativmedium arbeitet, habe
ich es satt, daß irgendwelche
Nazitrottelsites so bezeichnet
werden. Aber das scheint ja heut-
zutage die allgemeine Sprachre-
gelung zu sein.

Das ganze Gejammer, früher sei
alles viel besser gewesen, ist ja
auch nicht gerade neu. Vor allem
da aber die letzten 300 Jahre im
Blickfeld zu haben, mit all ihrem
Kolonialismus — der noch dazu
gerne mit der Aufklärung begrün-
det worden ist —, mit all den

Kriegen, mit dem Aufblühen
eines mörderischen Kapitalismus,
aber auch mit dem Faschismus
des 20. Jahrhunderts, ist aller-
dings schon ein bisserl eine Chuz-
pe.

Da fürchtet jemand um die Defi-
nitionsmacht traditioneller Mass-
senmedien, also der Macht altge-
dienter Welterklärer. Das ist ver-
ständlich, aber dann soll er das
auch so sagen. Der Grund für das
Zeitungssterben ist aber eben
nicht nur in der Digitalisierung zu
sehen, sondern wohl auch in der
Überheblichkeit der Leitartikler.

Steinmetz müßte man sein

Ja, soweit mein kurzer Rückblick
auf zwei Wochen Medienerfah-
rung — und das war wirklich nur
eine Auswahl. Das Prinzip ist
immer dasselbe: Man haut sich
aus dem Steinbruch der Geschich-
te was heraus und drechselte sich
daraus dann, was man brauchen
kann. Mal wird es eine Schirch-
perchte, mal wird es eine Nippes-
figur von entzückender Lieblich-
keit, manchmal ein Grabstein
und manchmal darf es auch ein
monumentales Reiterstandbild
sein. Und für dieses Werk hätte
man dann gerne Applaus. Wer
nicht applaudiert, naja, der hat
dann eben aus der Geschichte
nichts gelernt.

Bernhard Redl
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Antifa in
Budapest
vor
Gericht

Carina Book in WoZ Nr. 6, 
8. Februar 2024

Bei der Vorverhandlung
im Verfahren gegen
die drei
Antifaschist:innen Ila-
ria S. aus Italien sowie

Tobias E. und Anna M. aus
Deutschland zeigte der rechtsau-
toritäre ungarische Staat, wie es
aussieht, wenn eine Justiz in
Richtung Mittelalter äugt: Ilaria S.
wurde zum Prozessauftakt am 29.
Januar in Ketten in den Gerichtss-
saal geführt, eskortiert von Beam-
ten in Tarnanzügen und Sturm-
hauben.

Die Bilder der 39-Jährigen in
Fesseln lösten in Italien öffentli-
che Entrüstung aus und schlugen
auch auf diplomatischer Ebene so
hohe Wogen, dass sich die ihrer-
seits postfaschistische italienische
Ministerpräsidentin Giorgia Meloni
in einem Gespräch mit ihrem Koll-
legen Viktor Orbán für eine men-
schenwürdige Behandlung der
Gefangenen S. einsetzte. Der ita-
lienische Aussenminister Antonio
Tajani bestellte den ungarischen
Botschafter ein, und auch Justiz-
minister Carlo Nordio forderte
Ungarn auf, die Rechte von S. zu
wahren und die Haftbedingungen
zu überprüfen. Einen Antrag von
S.’ Anwälten und ihrem Vater, sie
in den Hausarrest nach Italien zu
verlegen, wollten die Minister
jedoch nicht unterstützen. Mit
einer Onlinepetition verlangen
inzwischen 130?000 Unterzeich-
ner:innen, die italienische Staats-
bürgerin nach Hause zu holen.

Vorgeworfen werden Ilaria S.
«schwere und lebensgefährliche
Körperverletzung» sowie Mitglied-
schaft in einer internationalen kri-
minellen Vereinigung im Zusamm-

menhang mit mehreren Angriffen
von Antifaschist:innen auf Neona-
zis während des sogenannten
«Tages der Ehre» 2023 in Buda-
pest. In der Vorverhandlung hatte
die Staatsanwaltschaft elf Jahre
Haft für die Italienerin gefordert,
sollte sie sich schuldig bekennen.
S. plädierte jedoch in beiden
Anklagepunkten auf «nicht schul-
dig».

Inzwischen erwägen die
Anwälte der Antifaschistin eine
Klage vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte.
Sie werfen Ungarn vor, gegen
Artikel 3 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zu ver-
stossen, der Menschen vor
unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe
schützt.

Bereits im Vorfeld der Verhand-
lung hatte ein achtzehnseitiger
Brief der Gefangenen für Schlag-
zeilen gesorgt. Darin schilderte
die 39-jährige Grundschullehrerin
die schrecklichen Haftbedingun-
gen in Ungarn und berichtete von
Bettwanzen, Kakerlaken und
Mäusen in den Zellen und Gän-
gen. Ausserdem klagte S. über
Unterernährung und darüber,
dass sie mehr als sechs Monate
lang keinen Kontakt zu ihrer Fami-
lie haben durfte.

Auch die aus Deutschland
stammende Mitangeklagte Anna
M. bekannte sich nicht schuldig.
Anders Tobias E.: Er gab vor
Gericht zu, Mitglied der kriminell-
len Vereinigung gewesen zu sein,
und akzeptierte eine Freiheitsstra-
fe von drei Jahren. Eine Überra-
schung – besonders vor dem
Hintergrund der Einschätzung
mehrerer Rechtsanwält:innen der
im Budapester Verfahren beschul-
digten Personen.

Dürftige Beweislast

In einer zwei Tage vor Prozess-
sbeginn veröffentlichten Press-
seerklärung von Anwält:innen der
Beschuldigten hiess es: «Konkre-
te Beweise für die Begehung der
vorgeworfenen Taten durch eine
kriminelle Vereinigung wurden

bislang nicht vorgelegt, obwohl
der erste Prozess in Ungarn
bereits Ende Januar beginnen
soll. Die mageren Ermittlungser-
gebnisse, die der Verteidigung der
Beschuldigten vorgelegt wurden,
geben wenig her.»

Wie es in Anbetracht dessen
zum überraschenden Schuldbe-
kenntnis von E. kam, ist ebenso
unklar wie die Auswirkung des
Geständnisses, das im Prinzip die
Existenz einer «kriminellen Verei-
nigung» bestätigt, auf den weite-
ren Prozessverlauf. Denkbar
wäre, dass E. nach einer rechts-
kräftigen Verurteilung als Zeuge
geladen wird, um gegen andere
Angeklagte auszusagen.

Fraglich ist auch, inwieweit die
Verurteilung von Tobias E. in
Ungarn Auswirkungen auf das
Spiegelverfahren in Deutschland
haben wird, in dem bereits ermitt-
telt wird. Denn die Europäische
Grundrechtecharta verbietet die
Doppelbestrafung: Ist jemand
wegen einer Straftat in der Euro-
päischen Union bereits rechtskräf-
tig verurteilt oder freigesprochen
worden, darf er wegen derselben
Tat in einem anderen Staat nicht
erneut verfolgt werden. Das Ver-
fahren gegen E. wegen Mitglied-
schaft in einer kriminellen Vereini-
gung müsste daher in Deutsch-
land eingestellt werden. Das
Hauptverfahren gegen Ilaria S.
und Anna M. in Budapest soll am
24. Mai beginnen. (gek.)

(1)

Weitere Pressezitate dazu

Italien liefert nicht aus
nd (neues deutschland), 15.2.2024

Der nach einem europäischen
Haftbefehl aus Ungarn im Haus-
arrest in Mailand festgehaltene
Gabriele Marchesi wird vorläufig
nicht nach Budapest ausgeliefert.
Das urteilte das Mailänder Beru-
fungsgericht am Dienstag. In der
ungarischen Hauptstadt soll sich
der 23-jährige Antifa-Aktivist
wegen der Mitgliedschaft in einer
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»linksextremistischen Organisa-
tion junger Erwachsener« verant-
worten.

Die Entscheidung begründete
das Gericht mit Bedenken hin-
sichtlich »möglicher Grundrechts-
verletzungen« in ungarischen
Gefängnissen, schreibt die Tages-
zeitung »Il Manifesto«. Auch die
Mailänder Generalstaatsanwalt-
schaft hatte sich gegen die Auslie-
ferung ausgesprochen, unter
anderem weil Budapest auf vor
zwei Monaten zu seinen Gefäng-
nissen gestellte Fragen »völlig
unzureichend« geantwortet habe.
...

In der Justizvollzugsanstalt
Dresden wartet außerdem Maja T.
auf eine Entscheidung zur Auslie-
ferung nach Ungarn.

(2)

Wanderer und Touristen
nd (neues deutschland), 13.2.2024

Hintergrund der Verstimmungen
zwischen Italien und Ungarn ist
der Budapester Antifa-Prozess, in
dem sich Beschuldigte aus Italien
und Deutschland wegen Mitglied-
schaft in einer »linksextremisti-
schen Organisation junger
Erwachsener« verantworten
müssen. Einigen Mitgliedern die-
ser Vereinigung, darunter Ilaria
Salis, werden außerdem Angriffe
auf tatsächliche oder mutmaßli-
che Teilnehmer des Naziauf-
marschs am »Tag der Ehre« vor
einem Jahr in Budapest zur Last
gelegt. Dabei wurden neun Perso-
nen teils schwer verletzt. Die
Staatsanwaltschaft stellt einige
der Opfer als »Wanderer und Tou-
risten« dar, ein Bericht auf Indy-
media (3) hat diese Behauptung
jedoch in mehreren Fällen wider-

legt.
Im Zusammenhang mit dem

»Tag der Ehre« ermittelt die Buda-
pester Polizei gegen 14 weitere
Aktivisten mit unterschiedlicher
Staatsangehörigkeit und hat hier-
zu eine internationale Fahndung
veranlasst. Den in Italien bereits
im November festgenommenen
Gabriele M. will die dortige Staats-
anwaltschaft angesichts des
hohen Strafmaßes und der zu
erwartenden, menschenunwürdi-
gen Haftbedingungen jedoch nicht
ausliefern. ... 

Auch in diesem Jahr haben
mehrere Hundert Menschen
gegen die Nazi-Aktivitäten in
Ungarn protestiert. Eine linke
Demonstration in Budapest war
von der Polizei sehr eng begleitet
und abgefilmt worden. Bereits im
Vorfeld hatte die ungarische Poli-
zei einen vom österreichischen
KZ-Verband, den österreichischen
Sozialdemokratischen Freiheits-
kämpfern und der VVN-BdA orga-
nisierten Bus bei der Anreise
gestoppt. Die Ausweise der
Insassen wurden kontrolliert und
sämtliche Personen fotografiert,
ebenso die mitgeführten Fahnen,
Zeitungen, Schilder und Aufkle-
ber.

(4)

Gedenktradition
Max Volgger 2023 im Standard:

11. Februar 1945: Die ungarische
Hauptstadt Budapest ist von der
Roten Armee umschlossen,
bereits seit Wochen ist die Stadt
eingekesselt. Im Kessel befinden
sich neben noch etwa 800.000
verbliebenen Einwohnern und
Einwohnerinnen auch 70.000 Sol-
daten, davon 37.000 ungarische

und etwa 33.000 deutsche Ange-
hörige von Kampftruppen. Am
Abend des 11. Februar beschließt
die deutsche Heeresleitung einen
Ausbruch zu unternehmen. Beim
Versuch, die feindlichen Linien zu
durchbrechen, sterben fast alle
der eingekesselten Soldaten, nur
ein paar Hundert gelingt der soge-
nannte “Ausbruch”. Zwei Tage
später wird Budapest von der
Roten Armee befreit.

Seit 1997 “gedenken” Rechts-
extreme aus Ungarn und ganz
Europa mit einem jährlichen Auf-
marsch der deutschen Wehr-
macht, Einheiten der Waffen-SS
und ihren ungarischen Kollabora-
teuren. Seit Beginn ist die Veran-
staltung für die rechtsextreme
Szene in Europa ein wichtiges
Event, das auch zur Vernetzung
dient. Mal größer, mal kleiner, ver-
sammelten sich besonders in den
letzten Jahren zwischen 1000 und
2000 Neonazis in Budapest.
Getragen und ausgerichtet wurde
das faschistische “Gedenken” zu
Beginn durch die Nationalistische
Front, seit 2003 übernahm der
ungarische Ableger von Blood
and Honour (ein in Deutschland
bereits im Jahr 2000 verbotenes,
rechtsextremes Netzwerk) und
Légió Hungária (eine paramilitä-
risch organisierte rechtsextreme
Gruppierung) die Organisation
des rechtsextremen Großevents.
Hauptorganisatoren der Veran-
staltung waren und sind daneben
vor allem die Hammerskins
Ungarn, der rechtsextreme Ver-
band Jugendbewegung der 64
Grafschaften und die Skinhead-
gruppe Skins4Skins Ungarn.

Wenngleich das “Gedenken”
zum “Tag der Ehre” und an den
Ausbruchsversuch aus dem Kess-

Quellen:
(1) https://www.woz.ch/2406/antifa-in-budapest/ein-verhaengnisvolles-gestaendnis/!KBZ4BJAZSKMP
(2) https://www.nd-aktuell.de/artikel/1180033.tag-der-ehre-italien-liefert-antifaschisten-nicht-nach-ungarn-aus.html
(3) Indymedia_Bericht https://de.indymedia.org/node/339245
(4) https://www.nd-aktuell.de/artikel/1179966.antifa-prozess-bundesregierung-hat-kein-problem-mit-haftbedingungen-in-ungarn.html
(5) https://www.derstandard.at/story/2000143321423/tag-der-ehre-in-budapest-geschichtsrevisionismus-und-ns-verherrlichung-mitten
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Polen:
Belarus-

route
schließen

Jan Opielka in WoZ 15.2.2024

Die neue polnische
Regierung will nach
eigenem Bekunden
alles besser machen.
Doch in der Migra-

tionspolitik hält das Dreierbündnis
aus Bürgerkoalition (KO), Drittem
Weg und der Neuen Linken bis-
weilen an der Politik der Vorgän-
gerregierung fest. Wie die im Okt-
ober abgewählte Partei Recht und
Gerechtigkeit (PiS) ist auch die
Regierung von Premierminister
Donald Tusk gegen den EU-Asyl-
und Migrationspakt.

Anfang Februar erhielt Brüssel
von den Mitgliedstaaten grünes
Licht, den im Dezember ausge-
handelten Asylkompromiss zu
finalisieren. Doch der Deal sichere
«kein Gleichgewicht zwischen
Verantwortung und Solidarität»,
wie die neue Regierung in War-
schau ihre Ablehnung begründet.

Die Kritik richtet sich vor allem
gegen den geplanten Mecha-
nismus zur Verteilung von Flücht-

lingen: Das Abkommen gehe
«nicht ausreichend auf die beson-
dere Situation der Länder ein, die
an Belarus und Russland grenzen
und daher innerhalb der künstlich
geschaffenen Migrationsrouten
unter ständigem und starkem
Druck stehen.» Gleichwohl – und
anders als die PiS – will das neue
Bündnis nach inoffiziellen Informa-
tionen den Mehrheitsbeschluss
der EU umsetzen, sollte er in Kraft
treten.

Auch in Polen selbst hat sich
die Situation an der Grenze zu
Belarus bislang nicht geändert.
Allein in den ersten fünf Wochen
seit dem Amtsantritt der neuen
Regierung am 13. Dezember wur-
den knapp hundert Pushbacks
nach Belarus durchgeführt. Die
entsprechende PiS-Verordnung
aus dem Jahr 2021 ist weiterhin
in Kraft, auch wenn sie
Jurist:innen zufolge gegen Polens
Verfassung wie auch gegen inter-
nationales Recht verstösst. Auch
daher veröffentlichten über hun-
dert polnische NGOs am 9. Janu-
ar einen Appell, in dem sie die
Regierung aufforderten, die «Pra-
xis der Pushbacks sofort einzu-
stellen». Sie verweisen darauf,
dass seit 2021 mindestens 55
Menschen beim Versuch des
Grenzübertritts nach Polen und
infolge von Pushbacks ihr Leben
verloren hätten.

Den neuen Innenminister,
Maciej Duszczyk (KO), ficht das
bislang kaum an: «Wir suchen

nach Lösungen, die die Grenze
sichern, aber mit einem Element
des Humanismus», sagte er Mitte
Januar. «Pushbacks, Deportatio-
nen oder, wie ich sage, Umkeh-
rungen, auch die gewaltsamen,
werden dann beendet, wenn wir
die Fluchtroute schliessen.»

Im Parlament drängt lediglich
die Splitterpartei Razem, die als
Teil der Neuen Linken die neue
Mehrheit stützt, aber nicht Teil der
Regierung ist, auf Änderungen.
Die Pushbacks aufgrund der PiS-
Verordnung würden sich «in nichts
von den lächelnden europäischen
Pushbacks» unterscheiden, sagte
Adrian Zandberg von Razem: «Die
Gewalt, das Leid und der Tod sind
genau dieselben.»

Während des Wahlkampfs hatt-
ten die damaligen Oppositionspar-
teien, die jetzt die Regierung bil-
den, das Thema Pushbacks weit-
gehend gemieden. Donald Tusk
indes hatte stets betont, die Gren-
ze würde unter seiner Führung
«wirklich dicht werden».

###

9

International

sel von Budapest von ungarischen
Neonazi-Gruppierungen organi-
siert und getragen wird, ist es nicht
allein die außerparlamentarische
ungarische Rechte, die versucht
die Geschichte umzudeuten. Eine
der treibenden Kräfte des
Geschichtsrevisionismus in Euro-
pa ist die ungarische Regierung.
Zusammen mit den baltischen
Staaten hat Ungarn 2019 eine

Resolution in das europäische
Parlament eingebracht, in der der
Sowjetunion eine Mitschuld am
Ausbruch des Zweiten Weltkrie-
ges gegeben wird. So kann es
nicht überraschen, dass auch
staatliche Einrichtungen das
Begleitprogramm des “Tag der
Ehre” unterstützen, etwa durch die
Zurverfügungstellung von Abzei-
chen und Devotionalien aus dem

ungarischen Militärmuseum sowie
mittels Förderungen durch Minis-
terien.

(5)
###

https://www.woz.ch/2407/agnieszka-holland/jetzt-wundern-wir-uns-dass-wir-fluechtlinge-haben/!EY5WWFQ08H4H
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K-Gruppe
W23

Die Israel-Palästina-Debatte
sprengt wieder einmal ein lin-

kes Projekt. 
Von Fuzi. 

Das W23 ist ein selbst-
verwalteter Raum,
der seit 2005 von lin-
ken und linksradika-
len Gruppen aus dem

damals von der Räumung bedroh-
ten EKH bespielt wird. Am 21.
Jänner 2024 reduzierte sich die
Zahl der Betreiber_innen dieses
Veranstaltungsortes schlagartig.
Mit einer Erklärung in verschiede-
nen Kanälen (https://raw.at/w23-
kein-raum-fuer-antisemitismus/)
wurden das A-Cafe, die Bibliothek
von unten, das Kollektiv Lauter*,
PiKo (Piazza Kollektiv) und Zinn-
oberrot aus der w23 ausgeschloss-
sen. Schon vorher traten Einzelper-
sonen aus den verbliebenen Grupp-
pen Café Sabotage und der RAW
aus. Unterzeichnet wurde dieser
Ausschluss vom Archiv der sozia-
len Bewegungen Wien, dem Café
Sabotage und der Rosa Antifa
Wien. Zugleich mit der Erklärung
wurden die Schlösser der W23 aus-
getauscht und die Passwörter geän-
dert.Ein Freund verglich das mit
früher, als sich maoistische oder
trotzkistische Gruppen spalteten
und gegenseitig ausschlossen (“K-
Gruppen”). Oft wurden gerade die
zu Hauptfeinden erklärt, die einem
inhaltlich am nächsten standen
(vgl. Das Leben des Brian).

Kontaktschuld
Der Anlass: Eine Veranstaltung der
Migrantifa am 29. Oktober über die
Black Panther (ein Film über Fred
Hampton) wurde verboten, weil
diese Gruppe zu einer Pro-Palästi-
na-Demonstration am gleichen Tag
aufrief. Die Migrantifa war nie Teil
der W23.

Ein Großteil der Gruppen fand den
bevormundenden Einsatz eines
Vetos einen Tag vor der Veranstal-
tung nicht akzeptabel. Eine Dis-
kussion mit der Migrantifa wurde
verhindert (oder vermieden). Wei-
tere Diskussionen zwischen den
Fraktionen blieben fruchtlos,
sodass Plena in der Folge getrennt
stattfinden mussten. Anfang
Dezember eskalierte die Situation
durch eine öffentliche Erklärung
des Archivs, des Café Sabotage und
der RAW:
https://emrawi.org/?Information-
uber-die-unhaltbaren-Zustande-in-
der-w23-2911. Einerseits wurde
beklagt, dass sie ausgeschlossen
würden (aufgrund der getrennt
stattfindenden Plena), andererseits
warfen sie den anderen Gruppen
vor, keine politische Diskussion
über Antisemitismus führen zu
wollen – was andererseits eine Dis-
kussion über Rassismus beinhaltet
hätte. In dieser Ankündigung zeich-
nete sich bereits ab, was weiter
passieren würde. Es gab keine
Gespräche mehr zwischen den
Fraktionen mit Ausnahme der
Androhung eines Sekretärs der
AUGE/UG, diese als Vermieterin
der Räumlichkeiten einzuschalten.

Am 21. Jänner 2024, eine Woche
vor dem regelmäßigen Treffen der
Nutzerinnen der W23 erschien die
Erklärung über den endgültigen

Ausschluss der Mehrheit der
Gruppen. Eine hitzige Diskussion
sollte wohl vermieden werden.

Fazit: Eine Minderheit entschied
die Veranstaltung über die Black
Panther zu verbieten, weil der
Migrantifa vorgeworfen wurde für
Palästinenser_innen zu demonstrie-
ren, und zwar mit Gruppen, denen
Antisemitismus und Autoritarismus
vorgeworfen wird (und dann noch,
horrible dictu, die Worte Apartheid
und Genozid für Israel zu verwen-
den). Diejenigen aus der W23, die
noch die Auseinandersetzung mit
der Migrantifa suchen wollten und
diejenigen, die vor allem die autori-
täre Vorgangsweise ablehnten, wur-
den schließlich ausgeschlossen und
ausgesperrt.

Ich glaube, den Verantwortlichen
für den Ausschluss ist nicht einmal
bewusst, dass die paternalistische
Art über die politische Verortung
von Migrant_innen zu bestimmen,
im Kern rassistisch verstanden
werden kann.

W23 bleibt deutsch
Ich finde es nicht zufällig, dass es
eine Gruppe “erwischt”, in der sich
migrantische Linke organisieren.
Das Verhalten von Teilen der Lin-
ken spiegelt den herrschenden Dis-
kurs wider.

Seit dem Massaker der Hamas am
7. Oktober 2023 und dem darauff-
folgende Angriff Israels auf Gaza
werden Migrant_innen aus musli-
mischen und arabischen Ländern
unter Generalverdacht gestellt. Ein
“importierter Antisemitismus” und
“Integrationsprobleme” werden
beschworen. Nicht allein Rechte in
Deutschland und Österreich for-
dern schnellere Abschiebungen.

Anmerkungen der Redaktion: Für Uneingeweihte: Der Text ist nicht anonym; Fuzi ist kein Pseudonym, der Autor ist seit Jahrzehnten in der
Wiener Linken unter diesem Spitznamen bekannt. Die Räumlichkeiten des W23 finden sich in der Wipplingerstraße 23 in der Wiener Innen-
stadt. Das W23 teilt sich dabei die von der AUGE angemieteten Räumlichkeiten mit dem Mandelbaumverlag. Früher befanden sich darin
das Büro der AK-Fraktion AUGE, vormals “Gewerkschaftliche Einheit” (GE), die Druckerei Brücke und auch die Redaktion der akin.
Eine Stellungnahme derjenigen, die jetzt für sich in Anspruch nehmen, “exclusiv” das W23 zu sein, findet sich unter:
https://wipplinger23.org/blog/w23-kein-raum-fuer-antisemitismus/
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Jede Empathie für die Lage
der Palästinenser_innen wird
unter Antisemitismusver-
dacht gestellt und verfolgt.

Während in der Berichter-
stattung berechtigter Weise
detailliert und empathisch
über die israelischen Opfer
berichtet wurde, waren die
palästinensischen Opfer nur
Zahlen (der Bericht einer
Mitarbeiterin von Ärzte ohne
Grenzen nach einigen
Wochen blieb eine Ausnah-
me). Dass es in einer solchen
Öffentlichkeit wertvolleres
und weniger wertvolles
Leben gibt, das spüren
Migrant_innen hier auch
dann, wenn sie nicht Muslime
sind oder aus dem arabischen
Raum stammen.

Und dann verbieten wir Lin-
ken, nicht die Regierung, die
Veranstaltung einer Gruppe
migrantischer linker Selbstor-
ganisation …

P.S.: Warum habe ich nie-
mand von den Ausschlussbe-
fürworter_innen auf den
Kundgebungen von “Stan-
ding together” gesehen, die
jüdische und palästinensische
Opfer gleich bewerten?
Bedeutet das, es gibt Leben,
die weniger wert sind, betrau-
ert zu werden? (ja, ja, ich
paraphrasiere Judith Butler.)

P.P.S.: Dieser Text stellt aus-
drücklich meine persönliche
Sichtweise dar und nicht die
der ausgeschlossenen Grupp-
pen, die in ihren Positionen
heterogen sind. Teile von die-
sen kritisieren die Migrantifa
ähnlich wie die Ausschließen-
den. Aber wie oben schon
bemerkt, die, die einem am
nächsten stehen, werden oft
zu Hauptfeinden erklärt.

###

Ingrid
Strobl 
1952 - 2024

Die in Innsbruck gebürti-
ge Ingrid Strobl war
eine österreichische
Journalistin, Buchauto-
rin und Dokumentarfil-

merin. Von 1979 bis 1986 war sie
Redakteurin der Zeitschrift Emma.
Strobl forschte und publizierte über
Frauen im Widerstand gegen den
Nationalsozialismus im deutsch
besetzten Europa mit einem
Schwerpunkt auf jüdischen Wider-
stand. 

Ingrid Strobl stammte aus einer
Arbeiterfamilie, wie sie in einem taz-
Interview 2020 schilderte: “Meine
beiden Großmütter waren Putzfrau-
en, meine Mutter Weißwäschever-
käuferin, mein Vater hat bei den
Stadtwerken gearbeitet. Ich war die
Erste in der Familie, die aufs Gym-
nasium ging, Literatur studierte und
promovierte. Ich hatte wunderbare
Eltern, die mich aber auch darauf
getrimmt haben, mir bloß nicht ein-
zubilden, etwas Besseres zu sein.
Meine Mutter hatte Angst davor,
dass ich auf der Schule umgedreht
werde und auf meine Eltern her-
unterschauen würde.”

Sie studierte Germanistik und
Kunstgeschichte an den Universitä-
ten Innsbruck und Wien. Sie wurde
1978 mit der Dissertation “Rhetorik
im Dritten Reich” an der Universität
Wien promoviert. Während des Stu-
diums engagierte sie sich in der
Neuen Frauenbewegung. Sie arbei-
tete zunächst freiberuflich beim ORF
in Wien, zog 1979 nach Köln und
war von 1979 bis 1986 Redakteurin
der Zeitschrift Emma. 1986 machte
sie sich als freie Autorin selbststän-
dig und war unter anderem für den
WDR tätig.

1987 wurde Strobl von einem
Beamten des Bundeskriminalamts
(BKA) in einem Fernsehbericht über
die Emma-Redaktion als eine Frau

auf einem Überwachungsvideo
erkannt. Das Video stammte aus
einer Fahndungsmaßnahme gegen
die terroristische Organisation
Revolutionäre Zellen. Strobl war
dabei gefilmt worden, wie sie einen
vom BKA präparierten Wecker kauf-
te. Dessen markierte Teile wurden in
den Überresten einer Bombe gefun-
den, die 1986 am Verwaltungsge-
bäude der Lufthansa in Köln explo-
diert war.

Strobl wurde als Terrorismusver-
dächtige in Untersuchungshaft
genommen und im Juni 1989 wegen
Unterstützung einer terroristischen
Vereinigung und Beihilfe zum Her-
beiführen einer Sprengstoffexplo-
sion zu fünf Jahren Haft verurteilt.
Sie habe Sextourismus nicht nur in
Wort und Schrift angeprangert, son-
dern ihr Engagement auch in die Tat
umgesetzt und beim Anschlag
gegen die Lufthansa geholfen.
Wegen Beihilfe zum Herbeiführen
einer Sprengstoffexplosion wurde
sie dort zu drei Jahren Haft verur-
teilt. Von Dezember 1987 bis zu
ihrer Freilassung im Mai 1990 war
sie in Isolationshaft.

In ihrem 2020 erschienenen
autobiografischen Buch “Vermesse-
ne Zeit. Der Wecker, der Knast und
ich” bekennt sie, gewusst zu haben,
dass der Wecker für einen Spreng-
stoffanschlag gedacht war, und
reflektiert ihren politischen Akti-
vismus und die Haftzeit.

Strobl schrieb Sachbücher und
Romane, Kurzgeschichten, Hörfunk-
features und drehte Dokumentarfil-
me. Die Schwerpunkte ihrer publi-
zistischen Arbeit waren frauenspezi-
fische Themen. 

In den 1980er und 1990er Jahren
recherchierte Strobl zur Geschichte
von Frauen im Widerstand gegen
den Holocaust und die deutsche
Besatzung. Sie legte dazu zwei
Monografien vor. In der Untersu-
chungshaft schrieb sie das Buch
“,Sag nie, du gehst den letzten
Weg.’ Frauen im bewaffneten Wider-
stand gegen Faschismus und deut-
sche Besatzung” (1989). In zwei
Kapiteln, “Widerstand in Westeuro-
pa und Jüdischer Widerstand in Ost-
europa”, trug sie Lebensgeschichten
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von Partisaninnen, Jüdinnen und
Kommunistinnen im militanten
Widerstand zusammen, die von
der offiziellen Geschichtsschrei-
bung übergangen wurden, wie die
der Niederländerin Hannie Schaft,
das “Mädchen mit den roten Haa-
ren”.

Das zweite Buch zu dem
Thema ist die 1998 erschienene
vergleichende Studie “Die Angst
kam erst danach” über jüdische
Frauen im Widerstand zwischen
1939 und 1945. Strobl zeigt
anhand von Beispielen aus fünf
Ländern “spezifische Formen des
weiblichen Widerstands”, zeichnet
die Unterschiede und Gemein-
samkeiten nach und folgt den
überlebenden Frauen auch in der
Nachkriegszeit. Dabei stehen
zwei Merkmale im Vordergrund:
das Jüdische und das Weibliche.
Neben schriftlichen Quellen wie
Briefe, Tagebücher und Doku-
mente führte Strobl circa 60 Inter-

views mit Überlebenden.
Ihr Dokumentarfilm “,Mir zey-

nen do!’. Der Ghettoaufstand und
die Partisaninnen von Bialystok”
liegt in hebräischer Übersetzung
auch in den Archiven Yad Vashem
und Beit Lochamej haGeta’ot vor.
1995 kuratierte sie zusammen mit
Arno Lustiger und Georg Heuber-
ger die Ausstellung “Im Kampf
gegen Besatzung und ,Endlö-
sung’. Widerstand der Juden in
Europa 1939–1945” für das Jüdi-
sche Museum Frankfurt.

In dem Sachbuch “Es macht
die Seele kaputt” von 2006 porträ-
tierte Strobl drogenabhängige
Frauen, die sich auf dem Straßen-
strich prostituieren.

Ingrid Strobl starb am 25.
Jänner 2024 im Alter von 71 Jah-
ren in Köln. In ihrem Nachruf
schrieb Doris Akrap, Ingrid Strobl
habe sich Zeit ihres Lebens mit
der Geschichte der Frauen
beschäftigt und unermüdlich

recherchiert und publiziert. Nach
ihrem Gefängnisaufenthalt habe
sie sich nicht weiter mit sich selbst
beschäftigt, sondern die Schik-
ksale anderer Frauen in den
Vordergrund gestellt. Strobl habe
immer gekämpft “wie eine wahre
Heldin”, schrieb Roland Kaufhold.
Es sei vor allem ihr Verdienst,
dass es Wissen über den jüdi-
schen Widerstand in Deutschland
überhaupt gibt. Als ihre “vielleicht
bedeutsamste” Leistung nennt er
die Übersetzung von Chaika
Grossmans Werk “Die Unter-
grundarmee. Der jüdische Wider-
stand in Bialystok.”

(Unter anderem aus Wikipedia-Artikel
zusammengestoppelt)

Webtip: Ingrid Strobl über Knast
und Klasse, Interview von 2020 in
der taz:
https://taz.de/!5671159/

Erich Dimitz 1951-2024

Erich Dimitz ist gestorben. Er war Klubobmann
der Grünen Alternative Mariahilf (resp. von
“Echt Grün”) und seit 2008 Leiter des Maria-

hilfer Bezirksmuseums, das er seit langem aus
eigenen Mitteln unterstützt hat. Erich hat ein
umfangreiches Mariahilfer Bezirkslexikon heraus-
gegeben und bis zuletzt an einer Geschichte sämt-
licher Häuser des Bezirks gearbeitet. Politisch
engagiert hat er sich unter anderem auch für den
Flughafensozialdienst und das Ernst Kirchweger
Haus. Wir haben einen unkonventionellen, enga-
gierten und außergewöhnlich großzügigen Men-
schen verloren.                                  Richard Weihs

Erich Dimitz studierte an der Universität Wien
Psychologie und schloss dieses mit der Promotion
zum Dr.rer.nat.ab. Danach absolvierte er eine Post-
graduate Ausbildung am Institut für Höhere Studien.
Nach Abschluss seines Studiums der Psychologie
an der Universität Wien absolvierte Erich Dimitz
eine Postgraduate-Ausbildung am Institut für Höhe-
re Studien. 

Von 1979 bis 1985 arbeitete er als Statistiker bei
der Organisation Erdölexportierender Staaten (OPEC). Von 1985 bis 1990 arbeitete er als Sozialwissen-
schaftler am Institut für sozioökonomische Entwicklungsforschung in den Bereichen Auswirkung des Technik-
einsatzes im Dienstleistungsbereich und statistische Analyse von Lebens- und Berufsverläufen.                     

https://www.geschichtewiki.wien.gv.at/Erich_Dimitz

Pressekonferenz 1988 nach der Räumung der Hausgemeinschaft
Ägydi/Spalo: Erich Dimitz, zweiter von links, zusammen mit unter
anderem den auch bereits verstorbenen Dieter Schrage und Wolfgang
Purtscheller (Photo Robert Newald)
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Ständiges & Derzeitiges
Radldemos: 
Radeln for Future: Wien jeden
1. Freitag im Monat ab 17 Uhr
ist Treffpunkt beim Sigmund-
Freud-Park/Votivpark/Schot-
tentor.
https://radelnforfuture.at/
Critical Mass - Wien jeden 3.
Freitag im Monat - Treffpunkt
17:00 Uhr am Schwarzenberg-
platz. 17:30 Abfahrt. Die Termi-
ne in den anderen Bundeslän-
dern ändern sich immer wieder
mal: http://www.criticalmass.at/ 
Mahnwache immer mittwochs
für den inhaftierten Wikileaks-Gründer
Julian Assange 17-19 Uhr am Herbert-
von-Karajan-Platz neben Oper, 1010
Wien.
Info:candles4assangevienna@gmail.co
m - Zentrale Homepage für Assange für
Aktionen in der EU ist: https://www.free-
assange.eu 
Fast täglich: Omas gegen rechts von 10-
14 Uhr beim Deserteursdenkmal am
Ballhausplatz oder am Minoritenplatz,
1010, für Menschen in den Elendslagern
am Rande Europas ab. Termine:
https://omasgegenrechts.at
Jeden Sonntag am Platz der Menschen-
rechte Mahnwache für die zivilen Opfer
des Krieges im Nahen Osten. Immer
17h, vor dem Museumsquartier, Mariahil-
ferstrasse 2, 1070
ISA(SLP)-Treffen: West Mo 18.30
Zypresse, 1070 Westbahnstraße 35A;
Brigittenau 1: Mi, 18:30 ISA-Büro, Papp-
penheimgasse 2/1; ISA-Brigittenau 2,
jew. Donnerstag, 18,30, 1200 Pappen-
heimg.2/1, Linz, jew. Montag 18,30, Alte
Welt, Hauptplatz 4, Graz und Salzburg
siehe und weitere Infos unter
slp.at/kalender und www.slp.at,
slp@slp.at.
Klagenfurt/Celovec, Fotografie- und Lite-
raturausstelllung im WerkStattMuseum:
Es ist ein Wald über die Sache gewach-
sen - über das KZ Loibl, bis 29.2.2024
Die Fachtagung Rassismuskritische Bil-
dungsarbeit findet vom 21.3. bis
23.3.2024 statt. Ort: Pädagogische
Hochschule Wien und Brunnenpassas-
ge/1160 Ottakring. Infos
www.asyl.at/de/wir-bilden/seminare-u-
ws/
In Kärnten findet die AK-Wahl vom 4.3.
bis 13.3.2024 statt, in OÖ vom 5.3. bis
18.3. Wien, Niederösterreich und Bur-
genland vom 10.4. bis 23.4.2024, in der
Steiermark vom 16.4. bis 29.4.2024. Für
die Unabhängigen Gewerkschaftsfraktio-
nen kandidieren die Alternativen und
Grünen
GewerkschafterInnen/AUGE/UG, Infos
Arbeiterkammer.at/Wahl

Donnerstag, 22.2.

Buchandlung analog, 19,15, Lesung:

Moritz Margulies: ”Eine Kunde
meiner Existenz”, 1060, Otto-
Bauer-Gasse 6/1

Anarch.Bibliothek, 19,30
Volksküche, ab 20h Lesung
Ilija Trojanow: Tausend und
ein Morgen. Mit sinnlichen Bil-
dern und überbordenden
Geschichten erfindet Ilija Tro-
janow den utopischen Roman
neu – ein Roman, der von der
unerschöpflichen Kraft unse-
res Denkens erzählt. 1080
Sanettystr.1

Votivkino, 19:30 - 22:00: Holy
Prostitution. Filmvorführung und Dis-
kussion mit Mehdi Kazemi. Der Film
‘Heilige Prostitution’ behandelt die
Unterdrückung von Frauen im Islami-
schen Republik Iran. Er zeigt, wie
Geistliche in der Theokratie als Zuhäl-
ter agieren und Frauen, nachdem sie
ihnen alle Möglichkeiten genommen
haben, ein angemessenes Einkomm-
men zu erzielen, dazu zwingen, auf
islamische Weise Prostituierte zu
werden. Durch diesen Film wird das
Leben von Frauen verständlicher, die
unter einer religiösen, autokratischen
und patriarchalischen Regierung
ihren eigenen Körper als Kapital und
Ware zum Überleben anbieten müss-
sen. Große Teile dieser Dokumenta-
tion wurden heimlich gedreht. Ähnlich
wie die anderen Filme von Mehdi
Kazemi setzt sich dieser mit sozialen
Problemen und Frauenrechten aus-
einander und wurde ohne Genehmi-
gung im Iran gedreht. In seinem letz-
ten Dokumentarfilm über Lastenträ-
ger in Kurdistan im Dezember 2021
wurde Mehdi Kazemi von den Revo-
lutionsgarden verhaftet und einige
Monate in Einzelhaft gefoltert. Der
iranisch-österreichische Regisseur
konnte im September 2022 aus dem
Iran fliehen und nach Wien zurückk-
kehren, während er zu 16 Jahren
Gefängnis verurteilt wurde. Hier
kämpft er weiter für Menschenrechte
und gegen Diskriminierung. Film im
Original (Farsi) mit deutschen Unterti-
tel. Anschl.Diskussion mit: Mehdi
Kazemi, Filmemacher, Ewa Ernst-
Dziedzic, Abg.zum Nationalrat. 1090
Währinger Straße 12

Amerlinghaus, 19h, Infotermin Mor-
genrot - deine Alternative zum Super-
markt. 

Rep.Club, 19h, 1. Wr. Lesetheater:
Helmut RIZY: ”Hasenjagd im Mühl-
viertel” - Roman einer Gegend. Als im
Februar 1945 rund 500 sowjetische
Soldaten, vorwiegend Offiziere, aus

dem Todesblock des KZ Mauthausen
im Mühlviertel in der Gewissheit aus-
brachen, man würde sie hier das
Kriegsende nicht erleben lassen,
wurde die gesamte Bevölkerung der
Gegend aufgerufen, sich mit der SS
an der Jagd auf die Ausbrecher zu
beteiligen. Nur allzu viele machten
bei der Verfolgung und Ermordung
mit, teils begeistert, teils aber auch
aus Angst, sie könnten durch Absenz
unangenehm auffallen. Ganz wenige
übten Menschlichkeit und verbargen
Ausbrecher, die die Flucht zu ihnen
geführt hatte. Der Roman geht der
Frage nach, was Menschen dazu
bringt, in einer solchen Situation auf
die eine oder andere Weise zu han-
deln. 1010 Fischerstiege 1-7

Freitag, 23.2.

G’schamster Diener, 19h, 1.Wr.Lese-
theater: Glossen von Karl Kraus.
1060 Stumperg.19

Klagenfurt, 17,30, vor dem Stadtthea-
ter: Demo gegen rechts

Samstag, 24.2.

Frauenhetz, 10 bis 18 Uhr, Workshop:
Geschlechtergerechte Sprache, ein
Dauerbrenner - warum? 1030 Untere
Weißgerberstr.41  

Linz, Schillerpark, 16h, Friedens-
marsch: Ukraine, Palästina u.a.
Kriegsschauplätze: Weltweit - die
Waffen nieder! Für Frieden - Klima -
Gerechtigkeit. Für eine kooperative
Weltordnung, in der die Großmächte
das Völkerrecht und die Vielfalt und
Vielstimmigkeit der Staaten respektie-
ren! Österreicher*innen für Frieden,
Diplomatie, Neutralität und Waffen-
stillstand

Sonntag, 25.2.

Wien, Parlament, ab 18 Uhr, DEMO
gegen rechts - für Demokratie und
Menschenrechte, gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus  - Demo-
kratie verteidigen; 
Purkersdorf, Hauptplatz, ab 18 Uhr:
Demokratie verteidigen! Lichterak-
tion;
Neulengbach, Kirchenplatz, 17,30,

Lichteraktion “Demokratie verteidi-
gen”; 
St.Pölten, Rathausplatz, 18h, Demo-
kratie verteidigen
Herzogenburg, Rathausplatz,  17h,
Demokratie verteidigen
Hirm, Hauptplatz, 18h, für Demokra-
tie, Lichtermeer gegen rechts
Kottingbrunn, Schloßgasse, 18h,

Te
rm

in
e
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Demokratie verteidigen
Bad Vöslau, 18h, Schloßplatz,
Demokratie verteidigen
Wr.Neustadt, 18h, Hauptplatz,
Demokratie verteidigen!
Horn, 18h, Kirchenplatz, Demokratie
verteidigen
Gmünd, 18h, Stadtplatz, Demokratie
verteidigen
Zwettl, 18h, Hauptplatz, Demokratie
verteidigen
Linz, Hauptplatz 17h, Demokratie
verteidigen - Gegen Rechtsextre-
mismus und Rassismus
Vöcklabruck, Rathaus, 18h, Demo-
kratie verteidigen - Lichtermeer
Hall in Tirol, 18h, Oberer Stadtplatz:
Aufstehen für Demokratie
Innsbruck, 17h, Markplatz, Demokra-
tie verteidigen;
Schardenberg, 17h, Schärdinger
Straße vor der Gemeinde, Demokra-
tie verteidigen; 
Klagenfurt, 18h, Demo gegen rechts
- für Demokratie und Menschenrech-
te;
Info: https://demokratie-
verteidigen.at/

Montag, 26.2.

VHS Liesing, 2.Stock, Saal 3, 18,30,
Vortrag: Virtuelle Gedenkbegehung
mit dem Verein Steine der Erinnerung
& Vortrag über das Euthanasiepro-
gramm der Nazis. Für Alice Löwy,
geboren am 9.4.1982 in Wien, depor-
tiert nach Hartheim am 29.5.1941,
wird virtuell ein Gedenkstein enthüllt.
1230 Liesinger Platz 1

Depot, 19h, Diskussion: Zwei Jahre
Angriffskrieg gegen die Ukraine - Soli-
darische Perspektiven. 1070 Breite
Gasse 3

Dienstag, 27.2.

Amerlinghaus, 18h, Lesen und Disku-
tieren, Rita Laura Segato: Wider die
Grausamkeit. Aktives Zentrum - Per-
spektivengruppe. (Wie) politisch han-
deln ohne Utopie? 1070 Stiftg.8

Aktionsradius, 19h, Vortrag Clemens
Ronnefeldt: Friedenskräfte Ukraine,
Hintergründe und Perspektiven. 1200
Gaußplatz 11

Mittwoch, 28.2.

Anarch.Bibliothek, 19,30: MILA, Kon-
sumgenossenschaft des 21. Jahrhun-
derts. Genossenschaften waren eine
der Wurzeln der Arbeiter:innenbewe-
gung. Sie sollten sicherstellen, dass
auch Arme günstig mit guten Produk-
ten versorgt werden, ohne zum Profit

der (Zwischen)Händler:innen beizu-
tragen. In diesem Jahr wird MILA den
ersten Mitmach-Supermarkt in Wien
eröffnen. Damit wird das seit 50ig
Jahren erfolgreiche Modell der Park
Slope Food Coop aus New York nun
endlich auch hier in Wien ankommen.
1080 Sanettystr.1

Donnerstag, 29.2.

Jüdisches Museum Judenplatz, 15
Uhr, betrifft Frieden, Exkursion und
Führung mit Helmut Borek. Der
Aktionsradius lädt zu einem gemein-
samen Museumsbesuch inklusive
Ausstellungsführung durch Helmut
Borek. Anmeldung erforderlich! offi-
ce@aktionsradius.at, Eintritt: 18 Euro

Buchhandlung analog, 19,30,
Lesung: Der Himmel ist blau. Kann
sein. Frauen im Widerstand. Österr-
reich 1938 bis 1945. 1060 Otto
Bauer-Gasse 6

Freitag, 1.3.

15h; AUGE-Büro, 1040 Wien, Belve-
deregasse 10/1; Helene Maimann
liest aus ihrem Buch :”Der leuchtende
Stern” .Bitte um Anmeldung:
renate.sassmann@chello.at

Depot, 19h, Vortrag Nitin Bathla,
Architekt und Stadtforscher, ETH
Zürich: Migration, Arbeit, Raum. 1070
Breite Gasse 3, Anmeldung
www.oegfa.at

ÖGB, 18h, Meetingraum, Möglichkei-
ten und Herausforderungen in der
sozialen und ökologischen Beschaff-
fung. Veranstaltung von Solidar
Austria. Mehr Infos zum #FAIRmarkt:
https://solidar.global/fairmarkt. 1020
Johann-Böhm-Platz 1

Amerlinghaus, 17h, Schnupperworks-
hop: Zeitungstheater. Die Faust - die
Phrase - und das Geld - die drei
erobern die Welt, schrieb Jura Soyfer.
Anmeldung gerne unter az@amer-
linghaus.at, 1070 Stiftg.8

Samstag, 2.3.

Ried im Innkreis, 10,15 bis 14,30,
Giesserei, 2.OG, Treffen friedensbe-
wegter Frauen in OÖ. Rainerstr.5,
Anmeldung bei
judith.rachbauer@inext.at, WILPF
Austria - Women International Lea-
gue for Peace and Freedom

Linz, Volksgarten, ab 15 Uhr Gross-
marsch - zusammen für Palästina.
Infos https://www.palaestinasolidari-

taet.at/de/5051

Dienstag, 5.3.

Aktionsradius, 19h, Gespäch mit
Gabriele Krone-Schmalz mit Renata
Schmidtkunz: Russland - wie weiter?
Von Friedensvisionen Gorbatschows
bis heute. 1200 Gaußplatz 11

Depot, 19h, Buchpräsentation Queer-
feministische Positionen. Das Entste-
hen von Bewegungen wie Movimien-
to de Mujeres y Diversidades Indíge-
nas por el Buen Vivir und Ni Una
Menos oder Symbolen wie dem grü-
nen Tuch für das Recht auf Abtrei-
bung haben es ermöglicht, an einen
dekolonialen und anti-hetero-cis-
patriarchalen Feminismus aus Süd-
amerika und der Karibik zu denken.
Queer-Feministische Positionen
bringt dekoloniale, kontra-patriarcha-
le Ideen und diasporisches Wissen
feminisierter Körper zusammen und
zeichnet eine alternative Geografie
queer-feministischer Militanz, politi-
scher Aktivismen und transnationaler
Allianzen.

Cafe Raimann, 19h, 1.Wr.Lesetheas-
ter: Das Schicksal ist ein mieser Verr-
räter. 1120 Schönbrunner Straße 285

Donnerstag, 7.3.

Amerlinghaus, 18,30, RSO-Veran-
staltungsreihe: Alle zusammen gegen
den Kapitalismus. Seit seinen Anfän-
gen profitiert der Kapitalismus
besonders von der Ausbeutung von
Frauen*, Nicht-Weißen Menschen
und unserer natürlichen Umwelt. Um
ein gutes Leben für Alle zu erkämp-
fen, müssen wir die vielen Kämpfe
zusammenführen und ihnen eine Per-
spektive gegen den Kapitalismus
geben. Wir wollen analysieren, wie
sich der Kapitalismus historisch und
heute auf diese besondere Ausbeu-
tung stützt. Gemeinsam diskutieren
wir über aktuelle Kämpfe gegen
Unterdrückung und eine gemeinsame
antikapitalistische Perspektive.

Depot, 19h, Zeitschriftenpräsentation:
Trans*Feminismen. Trans* Leben
stehen aktuell im Zentrum gesell-
schaftlicher Debatten und Politiken.
An ihnen werden Vorstellungen von
Fortschritt und Freiheit, aber auch
Bedrohung und Niedergang ausge-
handelt. Zugleich prägen diese
Debatten und Politiken trans* Leben,
verunmöglichen, erschweren, nor-
mieren sie. Trans* zentrierte Analy-
sen dieser Verhältnisse sind noch
immer randständig. Femina Politica
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interveniert in diese Marginalisierun-
gen und entwickelt dezidiert
trans*feministische Analysen der
Gegenwart. 1070 Breite Gasse 3

Freitag, 8.3. (nicht Muttertag)

RepClub, Fischerstiege 1-7, 1010
Wien, Beginn: 19 Uhr, IN DER NOT
DIE FRAUEN! 3 Autorinnen präsen-
tieren Nahaufnahmen von Frauen-
Schicksalen, die ein Stück Gesell-
schaftsgeschichte spiegeln; Aus der
Reihe Politik und Poesie: Eva
GEBER erzählt von ihrer Großmutter
Hélène, die sich ins Irrenhaus zurük-
kzieht, Ditha BRICKWELL von Etta
Veit Simon, die mit Witz und Charme
sich dem Grauen von Auschwitz ent-
zieht, Christa NEBENFÜHR von ihrer
Mutter, die vor ihrer Verzweiflung ihre
Kinder nicht schützen konnte. Drei
Autorinnen schreiben über Frauen …
Eine aufgeklärte Wechselwirkung
zwischen selbstbestimmten Frauen
und lösungsorientierten, zur Solida-
rität fähigen Männergesellschaften
steht weiterhin aus. Aber es ist fast
schon zu spät: Im Wechselgespräch
fragen die drei Autorinnen, welche
Wirkung in wankender weltpolitischer
Lage angesichts bedrohlicher und
bedrohter Systeme Literatur haben
kann.

Montag, 11.3.

Depot, 19h, Vorträge, Diskussionen,
Zeitzeug*innen: Geh Denken! Geh
Denken! versteht sich als Beitrag zu
einer lebendigen Gedächtniskultur.
Die interdisziplinäre Auseinanderset-
zung mit der Geschichte des Natio-
nalsozialismus bildet den Ausgangs-
punkt für eine Beschäftigung mit his-
torischen Themen, deren Bedeutung
im vergangenheitspolitischen Diskurs
sowie mit Fragen der Geschichtsver-
mittlung. Im Zentrum stehen offene
Reflexion und Diskussion kontrover-
ser Themen. 

Dienstag, 12.3.

Depot, 19h: Das Ost*Post-Café stellt
intersektionale Positionen von Kunst-
schaffenden vor und dient als Vernet-
zungsplattform zum fluiden Terminus
”post-ost”. Wie können queere Erfah-
rungen zwischen Krieg und der Not-
wendigkeit nach Gerechtigkeit solida-
risch gedacht werden und solidarisie-
ren? Woran lassen sich kollektive und
transgenerationale Vorstellungen von
Räumen im Exil ausfindig machen
und wie kann in Zeiten der Kriege
gemeinsam dekolonial gedacht wer-
den? 1070 Breite Gasse 3, Anmel-

dung: m.oliwa@akbild.ac.at

Mittwoch, 13.3. 

Buchhandlung FAKTory, 18h, Veran-
staltung von Zukunftswerkstatt
Gesundheitspolitik, Impulsvortrag
Emmerich Talos zu den Veränderun-
gen in der Sozialversicherung 2018
unter Schwarz-Blau. Es diskutieren:
Ilkim Erdost - AK Wien, angefragt),
Andreas Huss, MBA - derzeit Vize-
Obmann ÖGK, Markus Netter - vida,
Fachbereich Gesundheit, Wolfgang
Panhölzl- AK Wien, Abteilung Sozial-
versicherung. Moderation: Dr. med.
Rudi Gabriel - Zukunftswerkstatt
Gesundheitspolitik. Der Arbeiter-
kammer wurde im Bezug auf die poli-
tische Verwaltung der Sozialversiche-
rungen eine bedeutende Rolle zuge-
dacht.Über das Prinzip der ”abgelei-
teten Demokratie” wird durch die AK-
Wahlen die Grundlage dafür gelegt,
dass arbeitende Menschen in den
Selbstverwaltungskörpern der öffent-
lichen Versicherungen Repräsentanz
finden. Das Wissen der Bevölkerung,
insbesondere der Arbeiter:innen und
Angestellten, über die Eigentumsver-
hältnisse” und die ”Eigentumsstruk-
tur” an den und bei den selbst verwal-
teten Kassen ist bedauerlicherweise
verloren gegangen.Wir von der
Zukunftswerkstatt Gesundheitspolitik
bezeichnen das als Ausgrenzung. Wir
wollen dem Begriff und der Realität
der Ausgrenzung den Begriff der Wie-
der-Aneignung gegenüberstellen.
Anmeldung erbeten unter: office@dr-
med-gabriel.at, 1010 Universitätsstr.9

Amerlinghaus, 19h, Infoabend und
Diskussion: Krisen und Kriege:
Gefahr für Demokratie, Solidarität,
Sozialstaat, Neutralität, Umwelt. Was
ist zu tun? Referent:innen: Udo Bach-
mair, Redakteur, Dalia Sarig-Fellner:
Nicht in unserem Namen Wien –
Juden für einen dauerhaften Waffen-
stillstand jetzt. Heinz Gärtner, Politik-
wissenschaftler, Michael Kösten,
Gewerkschafter:innen gegen Atom-
energie und Krieg, Betriebsrätin
(angefragt), Heidemarie Tschida,
Moderation. Veranstaltet von
Gewerkschafter:innen gegen Atom-
energie und Krieg * www.atomgeg-
ner.at, Österreichisches Solidaritäts-
komitee / Plattform proSV *
www.prosv.at, Anmeldung erwünscht:
ggae@gmx.at

Donnerstag, 14.3.

Depot, 19h, Lecture Architect’s migra-
tion, Meyer and the Bauhaus Brigade.
The central topic of this talk will be the

mass migration of the architects and
urban planners to the USSR in the
1930s. The economic crisis and politi-
cal engagement made such creators
as the second Bauhaus director
Hannes Meyer, the radical urban
planner Ernst May, the pioneer Austri-
an designer Margarete Schütte-
Likhotsky, and many other of their
colleagues go eastwards. Registra-
tion: www.oegfa.at

Aktionsradius, 19h, der Abend ist
konkreten Friedensbemühungen und
Friedensliedern gewidmet. Zum Auf-
takt wird die Wr. Initiative Zusammen-
stehen vorgestellt - ein jüdische-ara-
bisches Bündnis für den Frieden im
Nahen Osten. 1200 Gaußplatz 11

Amerlinghaus, 18,30, RSO – Veran-
staltungsreihe: Alle zusammen gegen
den Kapitalismus. https://www.sozia-
lismus.net/

Freitag, 15.3.

AUGE/UG - Arbeiterkammer-Wahl -
Auftakt - Fest, ab 19 Uhr am Bade-
schiff - 1010 Donaukanal/Franz-
Josefs-Kai

Dienstag, 19.3.

Fluc, 19h, Ulrich Brand: Kapitalismus
am Limit, Klimakrise, Krieg und
Kampf für die Transformation. 1020
Praterstern 5, Infos attac.at

Mittwoch, 20.3.

Aktionsradius, 19h, Gespräch Wilfried
Graf und Werner Wintersteiner mit
Ursula Baatz: Herbert C. Kelman -
Friedensforschung aus Wien. 1200
Gaußplatz 11

Donnerstag, 21.3.

Amerlinghaus, 18,30,  RSO – Veran-
staltungsreihe: Alle zusammen gegen
den Kapitalismus

Freitag, 22.3.

Bis Sonntag, 24.3., People’s Summit
2024 against European Gas Con-
ference 22. bis 24. März Gaskonzer-
ne verbrennen unsere Zukunft wir
entfachen Alternativen! Im März 2024
kommen fossile Konzerne und Politi-
ker*innen erneut hinter verschlosse-
nen Türen in Wien auf der European
Gas Conference zusammen, um über
die Zukunft der europäischen Ener-
gieversorgung zu verhandeln eingela-
den vom österreichischen Öl- und
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VORSICHT: kleingedrucktes
Die aktuellen informationen verste-
hen sich als wöchentliches diskuss-
sions-, mitteilungs- und nachrichten-
blatt mit einem termin- und veranstal-
tungskalender. Weiters sollen ideen
und informationen möglichst vieler
fortschrittlicher gruppen, initiativen
und personen weiterverbreitet wer-
den. Jeder artikel drückt lediglich die
meinung der unterzeichnenden auto-
ren und autorinnen aus. redaktions-
meldungen und technische informa-
tionen können ungezeichnet bleiben.
Bedeutung der Kürzel: ”akin” bedeu-

tet einen Eigenbericht, ”bearb.”
bezeichnen Artikel, die ohne weitere
Recherche übernommen, aber
sprachlich bearbeitet wurden, ”gek.”
bezeichnet reine Kürzungen.

Die redaktion besteht auf ihrer auto-
nomie und behält sich daher auch das
recht vor, texte zurückzuweisen, zu
kürzen oder zurückzustellen.
Faschismen, sexismen, rassismen
und totalitarismen werden prinzipiell
nicht gedruckt. Texte können aber
teilweise oder komplett auch abge-
lehnt oder zur späteren veröffentli-
chung zurückgestellt werden, wenn

sie beleidigend sind, nichts neues
respektive mitteilenswertes enthalten,
nicht, nur schwer oder nur einem spe-
zialpublikum verständlich oder recht-
lich bedenklich oder überlang sind.
Auch wenn durch eine veröffentli-
chung ein unzumutbarer schaden ein-
treten könnte, den die redaktion sich
zu verantworten außer stande sieht,
kann ein abdruck unterbleiben. Ableh-
nungen können in der akin mitgeteilt
und begründet werden. Auf verlangen
einer solchen begründung wird eine
solche obligatorisch abgedruckt. Es
liegt an der redaktion, zu entschei-

den, ob ein text in eine der oben
angeführten kategorien fällt. 

Redaktionsschluß dienstag 18h. Jah-
resabonnement (etwa 22 ausgaben):
70 Euro (bei bfs-mitgliedern ist die
abogebühr im mitgliedsbeitrag enthal-
ten). Ausland: 70 E plus ein bisserl
einer spende; 3 Ausg. gratis zur
probe. Akin per e-Mail (als reiner text
oder pdf oder beides): für papierabon.
gratis, ansonsten 30 Euro. Auf eurem
adressenetikett steht in der obersten
zeile der ablauf eures bezahlten abos
(z.b.23/12 = dezember 2023).

Gaskonzern OMV. Bereits im Vorjahr
konnten wir diese Konferenz erstmals
in die Öffentlichkeit zerren und auch
heuer wird unser Widerstand kein
wenig leiser sein! Die folgenden The-
menbereiche werden unseren dies-
jährigen Austausch anleiten: Demo-
kratie, Vergesellschaftung & solidari-
sche Praxen,  Extraktivismus, neoko-
loniale Energiepolitik & globale Soli-
darität, Autoritäre Regime, rechte Poli-
tik & Energiekrise. Weitere Infos:
www.peoplessummit.at

Montag, 25.3.

Depot, 19h, KünstlerInnengespräch:
Die Bewährungsprobe widmet sich
Fragen zur Kunstproduktion und den
jeweiligen Arbeitsbedingungen. Marle-
ne Lahmer arbeitet in ihrer skulptura-
len Praxis an Fragen wie: Was sagt
die Glasverarbeitung über Umwelt-
und Arbeitsbedingungen? Wie können

Biografie und Fiktion ineinandergrei-
fen, um emanzipatorische Erzählun-
gen zu formen? Alja Piry arbeitet an
der Schnittstelle von bildender Kunst
und Literatur. In ihren fotografischen
Serien oder textuellen Arbeiten wen-
det sie sich den scheinbar unwichti-
gen, ausgegrenzten oder übersehe-
nen Phänomenen des sozialen, natür-
lichen und emotionalen Lebens zu.
Text und Lyrik sind für beide Künstle-
rinnen ein Gegengewicht zur bildneri-
schen Praxis.  1070 Breite Gasse 3

Dienstag, 26.3.

Kulisse, 20h, Veranstaltung von
Moment Magazin, Barbara Blaha und
Gäste. Ist das wahr? Oder haben wir
diesen Unsinn frei erfunden? In Ö-
Faktor - Das Unfassbare gehen wir
den großen Fragen unserer Zeit nach:
Die Erde wird immer heißer, die Men-
schen werden immer ärmer. Und wir

können nix dagegen tun. 1170
Rosensteingasse

Donnerstag, 4.4.

19:30: Buchpräsentation: Roman von
Eva Geber “Hélène – Befreiung ins
Irrenhaus”; DAS DORF, Obere Via-
duktgasse 2, 1030 Wien. Ende des
19. Jahrhunderts. Die 16jährige Hélè-
ne, Tochter aus gutem Haus, wird mit
einem höheren k&k-Beamten verhei-
ratet. In der Ehe mit dem auf der Karr-
riereleiter immer höher steigenden
Diplomaten vereinsamt Hélène und
wird »gemütskrank«. Eine Scheidung
kommt nicht in Betracht. Schließlich
wird das Irrenhaus für sie zum
Zufluchtsort, den sie erst nach dem
Tod ihres Mannes verlässt.
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Neues vom Sultan
Zackzack.at berichtet:
Nur einen Tag nachdem der Präsident der Alevitischen
Föderation aus Österreich, Mehmet Ali Çankaya, kurz
vor der Rückreise nach Wien am 12. Februar am Istan-
buler Flughafen verhaftet wurde, empfing Nationalrats-
präsident Wolfgang Sobotka einen Parteifreund des tür-
kischen Machthabers Recep Tayyip Erdogan, Oguz
Üçüncü. ... Üçüncü, den Sobotka offiziell im Parlament
empfing, leitete die Europaabteilung der islamistischen
Millî Görus. Heute ist er Abgeordneter in der Türkei für
die Erdogan-Partei AKP. ...
Mehmet Ali Çankaya, Ehrenvorsitzender der “Frei-Alevi-
ten” in Österreich [wurde] scheinbar ohne Angabe von
Gründen an der Rückreise nach Österreich gehindert.
Offiziell wird ihm “Terrorismus-Propaganda” vorgeworfen
– ein häufiger Vorwurf des türkischen Regimes gegen
Oppositionelle. Seither wird er von türkischen Behörden

festgehalten. 
Çankaya besitzt die Österreichische Staatsbürgerschaft.
In einer Presseaussendung prangern die “Frei-Aleviten”
die “rechtslose Vorgehensweise” der türkischen Polizei
an. Die Verhaftung Çankayas “reiht sich ein in eine lange
Reihe von unrechtmäßigen und demokratiefeindlichen
Bemühungen Alevitinnen und Aleviten in der Türkei
weiterhin zu unterdrücken”. ...
In Presseaussendungen forderten die Grünen und der
Viezbürgermeister Wiens, Christoph Wiederkehr
(NEOS), die Freilassung Çankayas.
Dass Sobotka am nächsten Tag den AKP-Abgeordneten
Üçüncü im Parlament empfing, bewertete man bei den
“Frei-Aleviten” im Gespräch “auf keinen Fall” als Signal
der Unterstützung. ...

(Auszüge aus: “Erdogan-Islamist Gast bei Sobotka” von Daniel
Pilz, 15.2.2024)

Volltext: 
https://zackzack.at/2024/02/15/erdogan-islamist-gast-bei-sobotka


